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Vorbemerkung 

I n der Bundesrepublik Deutschland und in Westberlin bestehen auf 
landesrechtlicher Grundlage neun öffentlich-rechtliche  Rundfunk-
anstalten. 

Eine Reduzierung dieser Anstalten w i rd in der Öffentlichkeit 1 aus 
finanziellen, technischen und strukturellen 2 Gründen erwogen. Bisher 
publizierte Fusionsmodelle3 sehen im wesentlichen die Zusammen-
legung der Anstalten im norddeutschen und südwestdeutschen Raum 
vor. 

Die verfassungsrechtliche  Zulässigkeit von Fusionsmaßnahmen ist in 
materieller und formeller  Sicht zu untersuchen. I n die Untersuchung 
miteinzubeziehen sind die bereits bestehenden oder geplanten Ko-
operationsformen der Länderrundfunkanstalten 4. 

1 Von Bismarck,  Kühn,  Schulze-Vorberg,  Martin, Erti, Betz  (sämtlich zit iert 
bei Glotz,  RuF 1967, S. 376/378); Reichert,  Kampf u m die Autonomie, S. 287. 

2 Reichert,  a.a.O., S. 287 („Vereinigung homogener Kulturlandschaften"). 
3 Vereinigung von NDR und RB mi t Weiterführung  des SFB als ARD-

Studio sowie das „Quadriga-Model l" , das eine weitgehende Kooperation von 
SWF, SR, SDR und HR vorsieht (Glotz,  a.a.O., S. 381). 

4 Es w i r d hierbei auf die entsprechenden Länderabkommen, Verwaltungs-
vereinbarungen und sonstigen Absprachen verwiesen, die zusammenfassend 
i m Anhang 1 dargestellt sind. 



Erstes  Kapitel 

Die verfassungsrechtliche Stellung des Rundfunks 

A. Der Programmbegriff 

Das Phänomen Rundfunk ist als Gegenstand der Untersuchung zu-
nächst auf seine verfassungsrechtliche  Begriffsqualität  hin zu unter-
suchen1. Hörfunk und Fernsehen sind dabei als rechtseinheitliches In-
stitut unter der Gesamtbezeichnung „Rundfunk" 2 zu verstehen, da sich 
aus den entsprechenden Rechtsnormen wesensgebundene Abweichun-
gen beider Teilbereiche nicht ergeben. 

§ 1 Der normative Rundfunkbegriff 

Das Grundgesetz enthält keine Begriffsbestimmung  des Rundfunks. 
Es stellt in Ar t . 5 Abs. 1 lediglich dar, was es unter dem Recht der 
freien Meinungsäußerung versteht. Das Wort „Rundfunk" w i rd nur im 
Zusammenhang mi t der Gewährleistung einer freien Berichterstattung 
(Absatz 1 Satz 2) erwähnt. 

I n den geltenden Landesverfassungen kommt das Wort „Rundfunk" 
an zwei Stellen3 vor. Auch hier erscheint es ohne nähere Erläuterun-
gen. Es w i rd ausschließlich im Zusammenhang mi t der Informations-
freiheit  verwendet. 

Die Rundfunkgesetze bzw. Rundfunkstaatsverträge  der Länder ent-
halten den Versuch einer Begriffsverdeutlichung  unter der Rubrik 
„Aufgaben". 

Besonders deutlich ist die Formulierung in § 1 des Rundfunkgesetzes 
für den „Süddeutschen Rundfunk" 4. Danach dienen Rundfunksendun-
gen der „Veranstaltung und Übermitt lung von Darbietungen aller A r t 
unter Benutzung elektrischer Schwingungen in Wort, Ton und Bild, so-
weit sie sich an die Allgemeinheit wenden5. Dem überwiegend tech-

1 Krüger  (Verfassungsgefüge,  S. 3) spricht von der Notwendigkeit „sach-
gerechter Aufbereitung der landläufigen Vorstel lung des Rundfunks". 

2 So ausdrücklich § 1 Abs. 1SRG. 
3 Ar t . 15 Abs. 5breVf ;  Ar t . 13heVf. 
4 Herrmann , Gesetze, S. 119. 
δ Die entsprechenden Texte der übrigen Rundfunknormen weichen i m 

wesentlichen nicht inhalt l ich, sondern nur i n der Knappheit der Aussage 
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nisch geprägten Aufgabenbegriff  steht die politisch formulierte  Pro-
grammforderung  der ebenfalls landesrechtlich gebildeten Anstalt des 
öffentlichen  Rechts „Zweites Deutsches Fernsehen" gegenüber. Den 
Fernsehteilnehmern, so heißt ese, soll in ganz Deutschland ein „objek-
t iver Uberblick über das Weltgeschehen, insbesondere ein umfassendes 
Bi ld der deutschen Wirkl ichkeit" vermittelt werden. Beide Formulie-
rungen lassen indes eine exakte verfassungsrechtliche  Aussage über 
die funktionale Stellung des Rundfunks noch nicht zu. Begriffsbestim-
mendes Material kann daher nur aus der Organisations- oder Pro-
grammstruktur des Rundfunks gewonnen werden. 

S 2 Organisationsstrukturelle Interpretation 

I. T e c h n i k 

Die durch das Reichsgericht7 gegebene juristische Begriffsbestimmung 
des Telegraphenwesens, die Scheuner 8 und Lademann9 auch für den 
Rundfunk gelten lassen wollen, kann allenfalls den externen Sende-
bereich, nicht gleichzeitig aber auch den internen Studiobereich be-
treffen.  „Nachrichtenbeförderung" 10 meint die drahtlose Übermitt lung 
des Programms auf elektronischem Wege. Insoweit sind die Rundfunk-
sender Funkanlagen und gehören entsprechend § 1 Abs. 1 FAG zum 
Fernmeldewesen im Sinne des Ar t . 73 Nr. 7 GG11. Herstellung und Auf-
zeichnung sendefertiger  Ton- und Bildsignale sind indes Aufgaben der 
anstaltseigenen, internen Studiotechnik11. Beide technische Bereiche 
bilden additiv den elektronischen Sendekomplex Rundfunk. 

Das Phänomen Rundfunk ist jedoch wesensbezogen nicht „technischer 
Funk", sondern es bedient sich des Funks als nur technischem Trans-
portmittel13 . Die technische Seite des Rundfunks ist mi th in für das 
wesensmäßige Verständnis dieser Institution bedeutungslos14, ohne daß 
es hier näher auf das Verhältnis von Art . 5 Abs. 1 Satz 2 GG und Art . 
73 Ziffer  7 GG ankommt. 

voneinander ab; bayRG Ar t . 2, heRG § 2, S tVNDR§ 3, breRG §2 Abs. 1, SFBS 
§ 2, SDRG § 1, StVSWF § 3 Abs. 3, WDRG § 3 Abs. 1, SRG § 9. 

8 StVZDF § 2. 
7 RGSt 19, S. 55 (58). 
8 Zuständigkeit, S. 340. 
9 Z i t ier t bei Scheuner,  a.a.O., S. 340. 
1 0 RGST 19, S. 55 (58). 
1 1 BVerfGE 12, S. 205 (226). 
1 2 BVerfGE 12, S. 205 (227). 
1 3 BVerfGE 12, S. 205 (226 f.); Moser,  JZ 1951, S. 70 (71, Ii. Sp.). 
14 Krüger,  Verfassungsgefüge,  S. 45. 

2 Schneider 


